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Vorwort
für das wöchentliche Erſcheinen des Bürgerblaktes

Das Bürgerblatt erſchien bisher allmonatlich, und ſeinem
pünktlichen Erſcheinen traten manche Hinderniſſe entgegen. Das S
ſoll anders werden Fortan erſcheint ohne Erhöhung des S
Preiſes, wöchentlich und zwar jeden Sohnabend ein vol
ler Bogen ſo daß unſere Leſer jahrlich mindeſtens 50 Bo h
gen erhalten, wahrens bei den Monatsheften nur 33 auf das
Jahr kamen. Der Name „Bürgerblatt wird fortbeſtehen; 6
denn das Blatt ſoll für das bürgerliche Leben und aus dem bürger
lichen Leben heraus geſchrieben werden und zu den Bürgern rech
net es die Landbewohner nicht minder als die Stadtbewohner
Aber ſein Charakter wird konſtitutionell ſein, ſo lange es der deut
ſche Geiſt iſt, und in dieſem Sinne werden wir nicht blos Artikel
über das politiſche, ſondern auch über das religiöſe, wiſſenſchaftli
che, gewerbliche Leben u. ſ. f. bringen. Unter Konſtikution verſte S
hen wir weſentlich eine ſolche Verfaſſung des geſammten Lebens
welche die Freiheit des Einzelnen gewährleiſtet und ihr nur die
Beſchränkung auferlegt, welche die Einzelnen ſelbſt wollen. Wir
werden uns deshalb nicht ſowohl mit luftigen Staatstheorien
herumſchlagen, als vielmehr der Freiheit das Wort reden, wel
che das Volkswohl im Auge hat, und ſich nicht durch den Trotz
der Standesunterſchiede, durch die Ungerechtigkeit der Geldherr
ſchaft, durch die Liebloſigkeit der Selbſtſucht, durch den Hohn



rückſchrittsluſtiger Beſtrebungen durch die Verführung toller
Verſprechungen an das Kreuz ſchlagen läßt. Das Bürgerblatt
ſoll kühn und keck, froh und frei ohne Anſehen der Perſon,
ein Wächter der jungen Freiheit ſein, und das Richtſchwert ge
gen jedes Unrecht führen mag es von Oben oder von Unken
kommen. Es weiß Nichts von knechtiſchen Unterthanen und
von ſtolzen Herren es erkennt kein Philiſterthum an es kennt
nur ein Staatsbürgerthum. Die Redaktion
Das Bürgerblatt und der konſtitutionelle Elub

Von Fr. Börner
Das Bürgerblatt iſt von den großen weltgeſchichtlichen

Begebenheiten überraſcht und muß, wenn es nicht in Unbedeu
kendheit gerathen ſoll, die Mitte der Strömung zu gewinnen
ſuchen. Es iſt darunter aber nicht die Mitte gemeint, die es
allen Parteien recht machen will, ſondern die Mitte, wo die
Strömung am ſtärkſten iſt. Dieſe Strömung iſt die demo
kratiſche Konſtitution oder die Konſtitution auf
breiteſter Grundlage Das Bürgerblatt tritt alſo in Dp
poſition gegen regktionäre und revolutionäre Beſtrebungen Wenn
der Wille des Volks wenn die Anforderungen der Zeit befrie
digt werden ſo iſt eine Revolution unmöglich gemacht. Die
Wiederherſtellung der öſſentlichen Ruhe und der geſetzlichen Ord
nung wünſcht gewiß jeder Bürger ſte ſind aber nur zu ervei
chen durch aufrichtige Hingabe an den Geiſt der Zeit. Wir
haben uns aber nicht ſowohl gegen die Republikaner ſicher zu
ſtellen, die ja in allzu großer Minderzahl ſind, ſondern vielmehr
gegen das engherzige Philiſterthum, gegen dieſe Neaktion
von Unten, gegen die undemokratiſchen Geſinnungen der ſoge

nannten Gebildeten.
Den erſten Kampf wird das Bürgerblatt daher gegen eine Par

tei des konſtitutionellen Clubs führen, oder genauer, gegen deſſen

Verſammlung am 20. April. Jch verkenne nicht die Nothwendig
keit eines ſolchen Clubs, wohl aber muß ich die Form ſeiner
Verhandlungen und ſeine geſtern ausgeſprochenen Anſichten auf
das Entſchiedenſte bekämpfen Vorträge im konſtitutionellen
Elub ſollen nicht mit gründlicher Breite, nicht im Kathederton,
nicht in ermüdender Länge und Weitſchichtigkeit, ſondern kurz,

klar, faßlich, populär und praktiſch gehalten werden.
In ſeiner erſten Hauptverſammlung der gegen 300 Per
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ſonen beiwohnten, hat der Club ſich ſelbſt eine empfindliche
Wunde beigebracht, da ſtatt eines friſchen Geiſtes einer
wahrhaft demokratiſchen Freiſinnigkeit eine engherzige
Geſinnung und ein großer langer Gelehrtenzopf zum Vorſchein
kamen. Der deutſche Michel hat noch nicht ausgeſchlafen,
und muß noch derbe Puſſe erhalten, ehe er ſich ausrecken, die

Augen ausreiben und ſich endlich erheben wird. An Puffen
von unſrer Seite ſoll es nicht fehlen.

Der Club eröffnete ſeine Sitzung mit einer ſtatutenwidri
gen Vorſtandswahl. Dr. Schwarz beantragte, dies
mal aus Mangel an Zeit den Vorſtand durch Zuruf zu ernen
nen, zu welchem Ende er drei Namen (Fritſch Eckſtein, Gärt
ner) für die drei Aemter vorſchlug. Die Namen wurden ange
nommen. So wenig ich gegen die Erwählten etwas einwenden
will, ſo entſchieden muß ich gegen eine ſolche Diktatur pro
teſtiren, welche eine Geſellſchaft bevormunden und in ihrem Na
men den Vorſtand ernennen will. Das freie Wahlrecht iſt
das Grundgeſetz jedes freien Vereins Ich will auch nicht be
ſtreiten, daß eine Vorſtandswahl zu viel Zeit gekoſtet hätte,
aber dann konnte nur darauf angetragen werden, die Wahl zu
verſchieben und den proviſoriſchen Vorſtand fortbeſtehen zu laſſen.

Hierauf erhob ſich ein langer Streit darüber, ob der Club
ein Privatzirkel, d. h. eine geſchloſſene Geſellſchaft bleiben, oder
auch der Oeffentlichkeit Raum geben wolle Studirende bean
tragten die Heſfentlichkeit, Profeſſoren (unter ihnen Hr. Bür
meiſter) waren für das Gegentheil. Endlich errangen Hr. Gö
decke und v. Holleufer den freien Zutritt des Publikums zur
Gallerie (die man fälſchlich Dribüne nannte), nur 3- 4 Stim
men (unter ihnen Hr. dAlton) waren dagegen. Nach dreima
ligem Abſtimmen ſetzte man auch den Beſchluß durch, von Zeit zu
Zeit eine Volksverſammlung zu halten, wo aber keine Beſchlüſſe
gefaßt werden können. Etliche der Mitglieder (unker ihnen Hr.

Da im konſtitutionellen Staat der Kaſtenunterſchied gefallen iſt und
hinfort nur die Perſoönlichkeit, nicht das Amt den Werth des Menſchen
beſtimmt ſo werde ich den Gebrauch der Rheinlander annehmen und
jede Titulatur weglaſſen. Unſere Titelſucht hat uns lange genug lächer
lich gemacht ſo daß es endlich Zeit ſcheint, dieſen Zopf aus alter Zeit
abzuſchneiden, um uns, wie es in Frankreich und England geſchieht, mit
einem einfachen „Herr“ zu begrüßen
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Kirchner) waren gegen die heutige Abſtimmung weil Leute
ohne Eintrittskarten zugegen wären und in der That hatten
viele Gegenwärtige ohne Karte Zutritt erlangt, die alſo nicht

hätten mitſtimmen dürſen.
Man ſollte doch nicht ſo viel Furcht haben vor den Män

nern, deren Hände mit Schwielen von der harten Arbeit be
deckt ſind, die ſchlechte Cigarren rauchen und weder Zeit noch
Geld haben, dem Club beizutreten. Da ſie in den Kreis der
Staatsbürger aufgenommen ſind, da man fürchtet, ſie möchten
von einer andern Partei verführt werden ſo muß es Haupt
aufgabe des Clubs ſein, auch dieſe für die Konſtitution zu ge
winnen, unter ihnen politiſche Bildung zu verbreiten. Freilich

müſſen die Vorträge alsdann ganz andrer Art ſein
Nachdem der Liberalismus ſeinen Willen durchgeſetzt hatte,

wollte man zur Beſprechung der Wahlen übergehen, konnte
aber mit Mühe über den Gang der Berathung einig werden.
Praktiſch ſchien mir der Vorſchlag des Hr. Erdmann, erſt über
die Wähler und dann über die Deputirten einig zu werden.
Dennoch zog man es vor, Hrn. Fritſch zu folgen und erſt
über die Principien des Deputirtencharakters einig zu werden.
Hrn. Niemeyers Bemerkung, daß ein ſolcher Oeputirter nament
lich eine tüchtige Geſchichtskenntniß beſitzen müſſe, hätte die Ver
ſammlung auf den rechten Weg gebracht wenn nicht Hr. v. Kal
tenborn ſeinen Vortrag hätte an den Mann bringen wollen.
Prinzipienfragen ſind ſo oft die Steckenpferde der Gelehrken,
weil ſich da viel hin und her reden läßt. Hr. v Kaltenborn
nahm die Sache ziemlich gründlich bei der Frage Soll Deutſch
land nur einen Kaiſer und keine Fürſten haben. Zwar ging
er nicht auf die Uranfänge der Geſchichte auf Adam und Eva,
auf Nebukadnezar, auf Romulus und Remus zurück, ſondern
er ſing blos mit der Zeit vor 2000 Jahren an aber von da
ab war er ſo gelehrt, daß ein großer Theil der Zuhörer fort
ging, und der Redner nach einer peinlichen halben Stunde ab
krat, weil die Privatunterhalkungen der zurlickgebliebenen Zu

hörer lauter wurden als ſein Vortrag
Zur rechten Zeit machte Hr- Meier den Vorſchlag, daß

jeder Redner bei der Discuſſion nur 6 Minuten reden dürfte;
Aber der nächſtfolgende Redner Hr. Ulrici proteſtirte prinzipiell



und thatſächlich dagegen ſo daß nur noch wenig Zuhörer im
Saale blieben. Hr. Ulrici ſprach für die Konſtitution, obſchon
Jedermann weiß daß er ſtets zur orthodoxen, conſervativen
Partei gehört hat, daß er bei den Verſammlungen des Guſtav
Adolf Vereins der Sprecher der tholuk tippelskircher Partei
war, daß er die Orthodoxie und den Abſolutismus wiſſenſchaft
lich rechtfertigen wollte. Hr. Ulrici hat wegen ſeines weitſchwei
figen Vortrags und ſeiner ſervilen Geſinnung ſeit Jahren keine
Zuhörer für ſeine Vorleſungen erhalten, und jetzt taucht er auf
als Redner für die demokratiſche Konſtitution. Doch nein, er
iſt ehrlich geweſen und dafür danke ich ihm, er hat mitten im
konſtitutionlleen Club der Reaction das Wort geredet. Das
Rheinland Schleſien das Miniſterium, Berlin, ganz Deutſch
land hat Aufhebung des Wahlzenſus beantragt; in Preußen
iſt er aufgehoben, und Hr. Ulrici verlangt, daß unſre De
putirten Wiederherſtellung der Zenſus verlangen ſollen. Heißt
dies nicht den Rückſchritt predigen Wird das Anſehen des Hrn
Ulrici ſtark genug ſein, daß unſer Deputirter dem Volke dieſe
Errungenſchaſft vor der Naſe weg nehmen darf? Wird ſich der
zahlreiche Arbeiterſtand dies politiſche Necht, das einzige, welches
er beſitzt, wieder entreißen laſſen ohne Kampf Aber Hr. Ulriei
verlangte noch mehr er wollke auch das Zweikammerſyſtem;
obſchon der Vereinigte Landtag deshalb für unangemeſſen unſrer
Zeit erachtet wurde weil er Standesintereſſen vertrak. Die
Pairskammer in Frankreich iſt reaktionär geweſen, das Ober
haus in London hat England an den Abgrund einer Revolution
geführt, und unſer Volk wird nicht die Beſonderheit einer Voll
blutsrace in einem Staate beſtehen laſſen, der auf der breiteſten
Grundlage aufgebaut werden ſoll. Jedes Abſchließen, jedes Ab
ſondern, jeder willkührliche Unterſchied muß über kurz oder lang
zur Revolution führen, muß die Gährung und Unzufriedenheit
fortdauernd machen. Hiergegen hilft keine Kathederweisheit,
ſondern eine Aufhebung des Pöbels (wie man die unkern Klaſſen
ſchimpflicher Weiſe genannt hat, obſchon der rechte Pöbel guch

unter den höhern Ständen zu ſuchen iſty, indem man ihn in
das Staatsleben mit einſchließt. Nimmt man ihn auf, ſo hat
er keine Urſache ſich als Partei als benachtheiligte Klaſſe den
übrigen Staatsbürgern gegenüber zu ſtellen tritt man mit ihm
in Verbindung, ſo kann man ihn eher durch Worte und Be
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nehmen beſchwichtigen, als wenn man ihm mit den Waffen ge
genüber tritt. Wie Kinder dadurch nicht gebeſſert werden, daß
man ſie von der Schule ausſchließt, ſo werden auch die niederen
Volksklaſſen nicht gelehriger und verſöhnlicher dadurch, daß man
ſie hinauswirft in den Zuſtand der Rechtsloſigkeit.

Der Elub, um auf dieſen zurückzukommen, hat geduldet,
daß ihm reaktionäre Beſtrebungen zur Aufgabe gemacht wuürden,
er hat durch das Unpaſſende ſeiner Vorträge keineswegs den
Ton getroffen, welcher allein ihn populär machen und zum Ziele
führen kann. Möge dieſe rückſichtsloſe Kritik keine ungerechte
ſcheinen, ſondern nur angemeſſen dem Recht der konſtitutionel
len Heffentlichkeit und möge ſie ein Zeugniß ablegen, daß das
Bürgerblatt die entſchiedenſte Oppoſition machen wird gegen
Alles was das Bürgerthum in ſeinem weiteſten Sinn verletzt
und ſeine Rechte beeinträchtigt. Die Profeſſoren aber (mit
Ausnahme der 3 4 wohlbekannten), welche das Wort führten,
haben ſich weder bei den lichtfreundlichen Bewegungen, noch
bei den Kämpfen des Guſtav Adolf Vereins betheiligt, ſie
haben nur in der Minderzahl ſich bei den Demonſtrationen
der Zweckeſſen eingefunden, von ihnen iſt keine Adreſſe ausge
gangen, ſie haben ſich ohne Widerſtand dem Eichhornſchen Re
gimente gefligt, ſie haben ſich nicht einmal gegen die unwür-
dige polizeimäßige Behandlung geſträubt, mit welcher Hr. Per
nice Einzelne von ihnen heimſuchte. Ein ungeheurer Gewinn
wird es ſein, wenn ſie ihr Wiſſen zum Gemeingut der Stadt
hergeben, und daher bitte ich ſie dringend, ſich eine ächt bür
gerliche Geſinnung und bürgerliche Rede anzueignen,
Ganz Halle wird ihnen dies danken

Die Wahlen des I. Mai
ſtehen klopfend vor der Thür. Obwol aus denſelben zunächſt
die Wahlmänner hervorgehen, ſo ſind ſie dennoch von höchſter
Bedeutung, und zwar um ſo mehr, als wir unſere Abgeordne
ten nach Berlin wie nach Frankfurt nicht direkt wählen. Urwäh
ler, um uns die geſetzlichen Beſtimmungen noch einmal in das Ge
dächtniß zu rufen, iſt, zunächſt für Berlin, jeder preußiſche Staats
bürger, welcher das 21 Lebensjahr vollendet und nicht den Vollbe
ſitz bürgerlicher Rechte durch richterliches Erkenntniß verloren hat,
und zwar in der Gemeinde, worin er ſeit dem 1. November
ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt hat, inſofern er nicht öſfent
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liches Almoſen genießt. Wir wollen hier dieſe Beſtimmungen
keiner weiteren Prüfung unterwerfen, obwol der künftige Reichs
tag der deutſche wie der preußiſche Manches wird näher
feſtſetzen, namentlich die G Monate ausmerzen und das Staats
bürgerthum oder die ſogenannte Selbſtändigkeit näher bezeich
nen müſſen, weil auf dieſe Weiſe ſehr viele tüchtige Leute von
dem Rechte der Urwahlen ganz ausgeſchloſſen ſind und unſelb
ſtändige Leute Rechte erhalten welche ihnen nicht zukommen;
wir betrachten alſo das Geſetz als ein vorläufiges, und erinnern
daran, daß nicht blos der reiche Kaufmann und Gutsbeſitzer, ſon
dern auch der ärmſte Knecht oder Tagelöhner oder Geſell, wenn
er obige Eigenſchaften beſitzt, Urwähler iſt. Eine dringende
Pflicht iſt es, daß alle Uhrwähler ſich auf das vollſtändigſte zu
den in einer auch für die Arbeiter bequemen Stunde angeſetz
ten Wahlen einfinden, um die geeigneten Wahlmänner zu er
nennen, welche nur aus den Bezirken genommen werden kön
nen, wo ſie Urwähler ſind. Die Stadt Halle z. B. hat 13
Wahlbezirke, deren jeder (mit Ausnahme des lekzten, welchem nur
4 zukommen) s Wahlmänner auſſtellt. Obwol dadurch der Uebel
ſtand eintritt, daß ein Bezirk ſehr viel tüchtige Männer enthalten
kann, von denen nur 5 zu dem Amte eines Wahlmannes gelangen
während ein anderer ſehr wenig dazu geeignete Leute in ſich ſchließt
und obwol in Städten, nach dem Vorgange der Wahl der Stadt
verordneten, welche bekanntlich bellebig aus dem ganzen Umfange
der Stadt zu enknehmen erlaubt iſt, dieſe Freiheit recht wohl ſtatt
ſinden könnte, ſo müſſen wir uns doch diesmal wenigſtens fügen

Bei der Wahl der Wahlmänner iſt die Rückſicht durch
aus vorwiegend, daß ſie ſür einen tüchtigen Abgeordneten (und
deſſen Stellvertreter) ſtimmen. Die Abgeordneten aber brau
chen nicht gerade aus dem Kreiſe ſelbſt zu ſein wenn ſie nur
überhaupt in Preußen wohnen, und außerdem für Berlin das 30
Lebensjahr vollendet haben, während ſie für Frankfurt nur großjäh
rig zu ſein nöthig haben. Wie ſollen nun die Urwähler dahin wir
ken, daß die Wahlmänner ihre Stimme nur einem ſolchen Manne
geben, welcher in ihrem Sinne iſt Wenn ſie auf den Stimm
zettel ſchreiben wollten daß der dadurch bezeichnete Wahlmann
nur unter der Bedingung gewählt werde, daß er für den und
den Abgeordneten ſtimme, ſo hat ein ſolcher Zettel entweder
gar keine Gültigkeit oder wenigſtens keine bindende Kraft. Ebenſo
ſind Erklärungen, welche die Urwähler, vor der Wahl, zu Pro
tokoll geben, ohne geſetzliche Wirkung oder überhaupt ganz un
zuläſſtg. Es bleibt demnach nur übrig daß der Urwähler vor
der Wahl des Wahlmannes, welchem er ſeine Stimme zu ge
ben gedenkt, dieſen fragt welchen Mann er zum Abgeordneten
ernennen werde, oder daß die Urwähler jedes Bezirkes vorbe



rathende Zuſammenkünfte halten denn das Verſammluüngsrecht
iſt frei gegeben. Dazu gehört freilich daß man zeitig genug
erfährt, welche Häuſer zu einem Bezirk zuſammengehören.
Wenn es gilt, die Wahlmänner einer Stadt wie Halle zu be
zeichnen, ſo darf vor allen Dingen nicht vergeſſen werden daß
nicht vorwiegend ein Stand berückſichtigt, ſondern daß die ge
ſammte Einwohnerſchaft im Verhältniß der Perſonen und Jn-
tereſſen vertreten werde. Die überwiegende Mehrzahl aber bil
den bei uns die Gewerbtreibenden und die Handarbeiter, obwol
guch der Gelehrten- und der Beamtenſtand nach der Zahl der
Perſonen Anſpruch auf mehrere Wahlmänner machen kann. Jn
deß fragt ſich s ferner hauptſächlich nach der Geſinnung und den
übrigen Eigenſchaften. Jeder, der als ein gerechter, offener, von
Selbſtſucht freier, für das allgemeine Volkswohl thätiger Mann,
aber nicht erſt ſeit geſtern oder vorgeſtern, bekannt iſt, eignet
ſich zum Wahlmanne, er mag Schulze oder Landrath, Bauer
oder Tagelöhner, Kaufmann oder Lehrer, Advokat oder Hand
werker ſein.

Es iſt noch übrig, daß wir uns über die Eigenſchaften
der Abgeordneten klar werden. Wie ſoll alſo Der beſchaffen
ſein, welcher eine Stadt oder einen Kreis auf dem preußiſchen
oder deutſchen Reichstage zu vertreten hat Jm Allgemeinen
muß er M eine freie unabhängige Geſinnung haben, d. h. eine
ſolche, welche nicht durch die Rückſicht auf Vorgeſetzte, auf ſelbſt
ſüchtige Jnkereſſen, u. ſ. w. beſtimmt iſt. Man muß ſich 2) auf
die Feſtigkeit ſeiner Ueberzeugung verlaſſen können, ohne daß
man von ihm ein eigenſinniges Beharren bei einmal ausgeſpro
chenen Grundſätzen verlangen darf, namentlich wo es nur den
Mitteln zur Erreichung eines guten Zweckes und dem Urtheil
in Nebendingen gilt. Wir fordern 3) von ihm eine raſtloſe
und unermüdliche Thätigkeit, welche keine Arbeit ſcheut; wir
können deshalb einen krägen, langſamen, ſchwächlichen Ab
geordneten nicht brauchen. Demſelben iſt 9) die Gabe einer
freien, muthigen, eindringlichen Rede zu wünſchen wogegen
auf gewandte Wortkünſtelel, auf ſchöne, hochtrabende, gelehrt
klingende Redensarten nicht viel ankommt. Es iſt nicht noth
wendig, daß Viele reden, wenn nur möglichſt Viele gut ab
ſtimmen. Dazu muß 5) eine hinreichende Kenntniß derjenigen
Zuſtände kommen, welche zu vertreten ſind. Wer einen Kreis
oder eine Stadt vertreten ſoll, muß vor Allem dieſe kennen,
muß wiſſen, was den einzelnen Klaſſen der Einwohner noth
thut. Daraus ergibt ſich von ſelbſt, daß umgekehrt auch der
Abgeordnete womöglich allen ſeinen Wählern bekannt ſei und
das allgemeine Vertrauen beſitze.

Dies wären die allgemeinen Eigenſchaften, welche ſich



indeß in Rückſicht der Beſtimmung des Abgeordneten ent
weder für Frankfurt oder für Berlin beſondern Während in
Frankfurt vor Allem die deutſche Geſammtfaſſung berathen wer
den ſoll, ſtellt ſich für Berlin zumeiſt die Aufgabe, die vielen
Unebenheiten und Ungerechtigkeiten auf dem Felde der Steuern,
der Ablsſungen, des Gerichtsweſens, der Religion, der Gewerbe
u ſ. f. auszugleichen, und zu dieſem Zwecke iſt es ohne Widerrede
in erſter Linie nothwendig, daß der Volksvertreter in dieſe
Mißſtände eine genügende Einſicht habe Er muß wiſſen, wo
den Leuten der Schuh drückt. Das wiſſen aber nur Männer,
welche ſich um das Volk bis in die tiefſten Schichten beküm
mert haben, wobei ſich von ſelbſt verſteht daß wir die oben
angegebenen allgemeinen Eigenſchaften nicht aufgeben. Für
die deutſche Vertretung in Frankfurt fordern wir allerdings
Kenntniß der Geſchichte ins Beſondere der deutſchen Staats
verfaſſung; allein jene geſchichtliche Wiſſenſchaft welche in den
Grüften der todten Vergangenheit heimiſcher iſt als unter dem
Himmel der friſchen Gegenwart, ſoll in Frankfurt ſich kein
Katheder errichten denn wir haben s geſehen, was bisher die
deutſche Gelehrſamkeit der wir die gebührende Ehre nicht
ſchmälern wollen, geleiſtet hat. Es gilt zwar nicht, die Erfah
rungen der Geſchichte über Bord zu werfen aber vor Allem
muß ein kühner Griff gethan werden in das Herz der lebendi
gen Gegenwart des gegenwärtigen Volksgeiſtes, und dieſer
Geiſt darf wie der alte Kato mit ſeinem Urtheile über Kar
thago, nicht müde werden bis die Leute dran glauben, zu ru
fen: Höret auf bloß Geſchichte zu erzählen, und
fangt an Geſchichte zu machen!

Hgſemann.

Die Bürgerverſammlungen zu Wettin i. J. I847.
Erſter Artikel.

„Es war im Januar vorigen Jahres, als gegen 40 Bür
ger Wettins, unter denen beinahe alle Stadtverordneten waren,
zur Begründung dieſer Verſammlungen zuſammentraten, die in
allen Kreiſen Anklang fanden ſo daß ſie jetzt ſchon über 70
Theilnehmer zählen was im Verhältniß der geringen Einwoh
nerzahl ein glänzendes Reſultat genannt werden kann.

Es durfte eine oberflächliche Mittheilung der in jenen
Verſammlungen beſprochenen wichtigſten Gegenſtände für das
Bürgerblatt nicht ohne alles Intereſſe ſein, da einestheils daſ
ſelbe in Wettin faſt in fedem Hauſe geleſen wird, andererſeits
die Entwickelung des politiſchen Lebens auch in den kleineren
und kleinſten Nachbarſtädten für das übrige Publikum nicht
gleichgültig ſein darf
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Was zunächſt die äußere Einrichtung unſerer Verſamm-
lungen betrifft zu denen der Gaſtwirth Gruneberg bereit
willig ſein Lokal unentgeltlich hergegeben hat, ſo beginnt dieſel
be jederzeit mit der Aufnahme neuer Mitglieder, der jedoch nur
dann eine beſondere Debatte vorhergeht, wenn jemand mit
einem Proteſte gegen die Aufnahme des ſich Meldenden auftritt,
da es in der Natur der Sache liegt, wo nicht ganz beſondere
Gründe da ſind Niemand die Aufnahme zu verweigern Hier
auf wird das Vortragsjournal der Stadtverordnetenverſamm-
lung von deren Vorſteher Nummer für Nummer verleſen und
es iſt jedem Gegenwärtigen geſtattet, über jeden einzelnen Ge
genſtand ſofort eine Debatte zu veranlaſſen, oder auch nur eine
Auskunft zu verlangen, die, je nachdem ſie es im Stande ſind,
von den Stadtverordneten entweder ſogleich, oder in der näch
ſten Verſammlung ertheilt wird.

Endlich wird zur Eröffnung des ſogenannten Fragekaſtens
geſchritten. Dies iſt ein verſchloſſener Briefkaſten, der vor Be
ginn der Verſammlung auf dem Vorſaale des Verſammlungs-
lokales ausgeſtellt ſſt, um Gelegenheit zu andnymen Anfragen
zu geben. Dieſe Fragen werden vom Ordner verleſen wobei
ihm jedoch nach Jnhalt der Statuten das Recht zuſteht, in ſo
fern ſie perſönlicher Natur ſind, oder ſonſt ſich nicht für die
Mittheilung eignen, dieſelben zu verändern, oder ganz zu unter
drücken, ein Fall der jedoch bisher nur äußerſt ſelten vorge
kommen iſt. Die vorgefundenen Fragen werden nun an dieſe
nigen vertheilt, welche ſich über den betreffenden Gegenſtand ge
hörig unterrichtet glauben, um ſie entweder ſofort, oder erſt in
der nächſten Verſammlung zu beantworten. Bleibt noch Zeit
übrig, ſo wird dieſe durch freie Vorträge über Angelegenheiten
des bürgerlichen Lebens oder auch durch Vorleſung geeigneter
Schriften ausgefüllt, worauf die Verleſung des Protokolls, wel
ches ſämmtliche Gegenſtände der Beſprechung und wo es angeht,
auch das Reſultat derſelben enthält den Beſchluß macht.
Freiwillige Beiträge der Mitglieder dienen dazu die Bedürf
niſſe der Verſammlung zu beſtreiten.

Von den längern und intereſſanteren Vorträgen dürften
folgende einer kurzen Exwähnung verdienen

Beantwortung der im Fragekaſten vorgefündenen Frage
Wie erklärt ſich das Mißverhältniß der im hieſigen Orte
befindlichen Armen zur Einwohnerzahl im Vergleich gegen
andere Orte und wie iſt dem abzuhelfen
Dieſe Frage wurde durch den Regiſtrator Löw im We

ſentlichen dahin beantwortet
Die Zunahme der Armuthim Allgemeinen

findet ihre Urſache in der zu großen Uebervölkerung, die das
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Angebot der Arbeit weit häufiger macht als die Nachfrage
nach derſelben, ſo daß das Uebergewicht des Capitals über
die Arbeit in ſtetigem Zunehmen begriffen bleibt. Das Miß
verhältniß zwiſchen Arbeit und Kapital wird noch geſteigert
durch die hohen Abgaben (eine Folge des Zuvielregierens Und
der Centraliſation) und beſonders durch deren unverhältniß-
mäßige Vertheilung, welche die Aermeren verhältnißmäßig weit
mehr belaſtet, als die Wohlhabenderen und endlich durch ei
nen zu engherzigen Schutz des Handels, der Jnduſtrie und des
großen Grundbeſitzes, der wiederum den Beſitzenden gegenüber
dem Beſitzloſen und das Kapital gegenüber der Arbeit hebt-
Die ſich hierbei aufdrängende Frage, ob der Staat ſelbſt ge
gen überhand nehmende Uebervölkerung einſchreiten ſolle,
wurde zwar nicht unbedingt bejaht, jedoch darauf hingedeu
tet, daß durch Beförderung und Regelung der Auswande
rungen Seitens des Staates wenigſtens indirekt einige Ab
hülfe gewährt werden könne und ſolle. Der ſeit der Regie
rung Friedrichs des Großen vielfach geltend gemachte Grund
ſatz: „je volkreicher der Staat, deſto wohlhabender wurde
als irrig nachgewieſen da demſelben eine Verwechſelung der
Begriſfe von Staat und Fiskus (Staatskaſſe) zu Grunde
liegt, dieſelbe Verwechſelung, die das in grauenvollſten Pau
perismus verſunkene England in den Augen der Finanzmän-
ner noch häufig als den wohlhabendſten Staat erſcheinen läßt.
Freilich bringen mehr Unterthanen der Staatskaſſe mehr an
Abgaben und Steuern ein, aber zugleich wächſt die Produe
tion und mit ihr die Concurrenz weit über das Verhältniß
der Conſumtion hinaus, wodurch nothwendig jedesmal ein
Uebergewicht des Kapitals über die Arbeit herbeigeführt wird.
Sobald nämlich die Production das Bedürfniß überſteigt,
kann der Abſatz nur durch größere Billigkeit erzielt werden,
der Gewinn am einzelnen Gegenſtande der Produktion kann aber
nur dann, unbeſchadet der Exiſtenz des Producenten, ganz
klein ſein, wenn möglichſt viel ſolcher Gegenſtände von dem
ſelben producirt werden, daher der große Fabrikant wohl da
bei beſtehen, der im Einzelnen Producirende aber durch eine
ſolche Concurrenz zu Grunde gehen muß. Der ſchlagendſte
Beweis für die Richtigkeit der obigen Anſicht iſt die große
Noth in den Gegenden, die durch Friedrich den Großen durch
gefliſſentliche Hereinziehung von Ausländern eine künſtliche Be
völkerung erhielten, aber jetzt, nach noch nicht vollendetem Jahr
hundert, in einem Elende ſchmachten, das die menſchliche Phan
taſie übertrifft. So wie nun im Einzelnen das Kapital den
größten Theil des Gewinns (der doch eigentlich Lohn der
Arbeit ſein ſollte an ſich zieht und der Arbeit nur ein
trauriges Minimum zukommen laäß, das oft kaum, oft wirk
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lich nicht ganz hinreichend iſt, dem Arbeiter das Leben zu
friſten, ſo beherrſcht wieder im Zwiſchenverkehr verſchiedener
Nationen das Kapital die Arbeit, indem es den Markt an
ſich zieht. Daher die Erſcheinung, daß gerade die Staaten,
in denen in dieſer Beziehung, wie in England, das größte
Mißverhältniß herrſcht nach innen am unglücklichſten ſind,
während ſie in ihren äußern Verhältniſſen alle andern Stag
ten beherrſchen. Noch verdrängen die leicht beweglichen eng
liſchen Kapitalien faſt alle fremde Production vom Welt
markte und wenden ſo ihrem Vaterlande einen Gewinn zu,
trotz deſſen die Arbeiterklaſſe ſich nur kümmerlich nährt und
ohne den ſie, eben in Folge des Uebergewichts dieſer Kapitalien
über die Arbeit rettungslos untergehen würde. China, das
von allen Staaten der Welt in ſeinen ebeneren Gegenden am
bevölkertſten iſt, dem aber wegen ſeiner Abgeſchloſſenheit ge
gen Fremde die Beweglichkeit ſeines im Jnnern herrſchenden
Kapitals nach Außen mehr abgeht als dem freiſinnigen Eng
land, bietet uns ein trauriges Beiſpiel der Werthloſigkeit der
Arbeit dar. Während dort die Arbeit der Menſchenhände ſo
billig iſt, daß ſie durch keine Maſchine mit Vortheil erſetzt wer
den kann während das Land, mit einer Sorgfalt cultivirt,
von der wir keinen Begriff haben, einen tauſendfältigen Ertrag
zu liefern gezwungen wird, ſehen wir hunderte ſleißiger Menſchen,
nicht aus Mangel an Arbeit, ſondern weil die Arbeit zu geringen
Lohn trägt, in buchſtäblichem Sinne des Wortkes verhungern.
Schon iſt der Hungertod auch in Europa, ja ſelbſt in Deuſch
land und in unſerm preußiſchen Vaterlande nicht mehr uner
hört und wir würden unaufhaltſam dem traurigſten Pauperis
mus entgegen gehen, hätte nicht glücklicher Weiſe unſere Zeit
die Urſachen des hereinbrechenden Unheils entdeckt und ſchon
dadurch die Heilung vorbereitet. Daß der Staat die Verpflich
tung habe, hier einzuſchreiten, liegt außer allem Zweifel, ob ihm
aber auch die Mittel hierzu zu Gebote ſtehen, iſt namentlich
von Seiten der Kapitaliſten bezweifelt worden, indem dieſe
Und gewiß mit Recht behaupten, daß es niemals zweckmäßig
ſei, wenn der Staat in die ſich nach natürlichen Geſetzen ent
wickelnden Verhältniſſe des Handels und der Induſtrie gewalt
ſam eingreife und dadurch einen künſtlichen Zuſtand herbeiführe,
der, eben weil er ein künſtlicher ſei, ſich auf die Dauer nicht
halten könne, und darum zwar vielleicht eine augenblickliche Er
leichterung gewähre, aber nur, um dann plötzlich das Unglück
um ſo unaufhaltſamer und plötzlicher hereinbrechen zu ſehen
Hier fragt es ſich aber zuerſt: ob wol das jetzt beſtehende Ver
hältniß zwiſchen Kapital und Arbeit ein nach natürlichen Ge
ſetzen geſchichtlich nothwendig hervorgegangenes, oder ob nicht
vielmehr ein durch künſtliche Einwirkung des Staates herbeigeführ



tes ſei? Wir müſſen uns unbedingt für die letztere Alternative
entſcheiden Der Staat hat in die natürliche Entwickelung dieſes
Verhältniſſes eingegriffen durch den Zollſchutz, den er einigen
Zweigen der Produktion und der Induſtrie gewährte; er hat
eingegriffen durch die Verhinderung der Vertheilung des ge
häuften Grundbeſitzes, indem er Majorate und größere bäuer
liche Grundbeſitzungen durch geſetzliche Beſtimmungen zuſam
menhielt; er hat eingegriffen durch eigene Concurrenz, indem er
zahlreiche Domänen dem Privatverkehre vorenthielt; er hat ein
gegriffen durch Erſchwerung der Auswanderung; er hat endlich
eingegriffen, indem er die Vortheile der Aſſociation den Kapi
taliſten geſtattete, den Arbeitern zum großen Theile aber ent
zog; Schritte, die, nachdem ſie einmal gethan ſind, nur allmäh
lig zurückgethan werden können, womit bereits in vielfacher Be
ziehung der Anfang gemacht iſt.

(Fortſetzung folgt).

Die Bürgerverſammlung zu Halle vom 81. März.
Jch kann dieſen Bericht nicht anfangen, ohne die Taktloſtg

keit und das unparlamentariſche Treiben eines Theiles der Ver
ſammlung ſcharf zu tadeln. Taktlos war die Verſammlung, da
ſie jedem Redner lärmende Bravos zurief, obſchon er faſt jedesmal
das Gegentheil deſſen behauptete, was der vorhergehende Redner
als das Richtige hinſtellte, dem gleichfalls Bravo zugerufen war.
Im höchſten Grad unparlamentariſch verfuhr man, als man miß
liebige Redner mit Geſchrei und Pochen unterbrach, anſtatt ſie
mit Gründen zu widerlegen, und als man durch ſonſtiges Lär
men viel Zeit verſchwendete. Redefreiheit muß Jedem geſtattet
werden und die Debatte darf nur der Ordner unterbrechen.
Man ſoll nicht Stöcke und Stiefelabſätze gebrauchen wo nur
das freie Wort entſcheiden ſoll.

Hr. Haſemann theilte eine Adreſſe an den König mit,
worin dieſem gegenüber den Verunglimpfungen ſeiner Perſon
durch die ſüddeutſche Preſſe Treue und Ergebenheit der Bür
gerſchaft zugeſichert wurde, da er nunmehr die Wünſche des
Volkes erfüllt habe. Die Adreſſe fand viel Widerſpruch von
Seiten der Hrrn. Mann, Pöſche, Stein u. A. Einestheils
wäre es unzart, den König auf jene Schmähungen aufmerkſam
zu machen, anderntheils ſprächen Thatſachen gegen ihn, und da
außerdem nur Einzelne ſich zu ſolchen ungeziemenden Aus
drücken hätten hinreißen laſſen, ſo würde durch die Adreſſe der
Streit nur vermehrt. Hr. v. Altenſtadt hatte wieder das Un
glück, mit ſeiner Anſicht, daß der konſtitutionelle König mit
ſeinem Volke Eins ſei, zu mißfallen, da in der Nacht vom
18. 19. März der König noch nicht konſtitutioneller Monarch
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geweſen ſei. Nach vielem Hin und Herreden entſchied man
ſich dahin, daß die Unterſchrift oder Nichtunterſchrift Jedem
frei ſtehe. Hierauf wurde mitgetheilt, daß bereits eine andre
Adreſſe abgeſandt ſei an das Berliner Militär, um die Miß-
ſtimmung zu beſchwichtigen, welche Militär und Bürger zu tren
nen drohe.

Der Ordner Hr. Haſemann krug alsdann eine Petition we
gen der Wahlreform vor, welche dem hieſigen Deputirten, Hrn.
Oberbürgermeiſter Bertram, zugeſtellt werden ſollte. Nachdem ein
kleiner Streit über die Competenz des Landtags damit geendet hatte,
daß der Landtag als der geſeßliche Vertreter ſich erſt noch ein
mal vorſammeln müſſe, um geſetzlich aufgelöſt zu werden, erle-
digte ſich ein zweiter Widerſpruch über die Wahlfähigkeit des
Deputirten für den Reichstag dahin, daß dieſer nicht im Wahl
bezirk zu wohnen brauche, wobei man namentlich die Landge-
meinden im Sinne hatte. Viel hitziger wurde der Kampf bei
der Beſtimmung der Wahlfähigkeit durch einen Zenſus. Hr.
Haſemann wollte das Wahlrecht abgängig machen von der
Steuer, die gegeben werde. Er wurde hierbei kräftig unterſtützt
von Hrn. Jacob, welcher auf die Verwirrung in Frankreich
hinwies, dabei vor der zu großen Zahl und vor den Um
trieben der Wähler warnte, und daher ein Minimum von
Steuer, ſei es monatlich auch nur 1 Sgr., als Bedingung des
Wahlrechtes feſtſetzte. Denn wer nicht einmal ſo viel Steuer auf
bringe, könne am Staate kein Jntereſſe, alſo auch kein Stimm
recht haben.

Hiergegen erhoben ſich Hr. Pöſche, Stein, Mann und
ein mir Unbekannter. Dieſe behaupteten, daß der Arbeiter, wenn
er auch keine direkte Steuer zahle, dem Staate ſchon durch
ſeine Arbeit und die dadurch erwirkte indirekte Steuer nütze.
Wenn man Gerechtigkeit geben wolle, ſo müſſe man ganze, volle
Gerechtigkeit geben. Der Beſitzloſe verdiene auch ſein Recht
Außerdem werde durch das allgemeine Wahlrecht die Beſtechung
unmöglich gemacht denn nur die Bourgeoiſte ſei beſtechlich und
zur Beſtechung geneigt, wie dies Frankreichs und Englands
Parlament lehre. Eine Revolution ſei unmöglich, wenn man
gegen Alle gerecht ſei; wolle man alſo gegenwärtig den Zenſus
feſthalten, ſo werde die Revolution ſich wiederholen. Auf die
Behauptung des Hrn. Jacob, daß Frankreich durch die Repub
lik dem Bankerott nahe gebracht ſei, wurde entgegnet, daß die
abſolute Monarchie daran Schuld ſei, daß z. B. Metternich in
den Friedensfahren 400 Mill. und Louis Philipp über 300
Mill. Schulden gemacht hätten.

Endlich wurde abgeſtimmt, und die Majorität entſchied
ſich für den kleinſten Satz eines Zenſus. Hierauf wurde eine



Commiſſion zur Ueberarbeitung der Petition gewählt Jn die
ſer ſelbſt war verlangt

M daß, wenn der Vereinigte Landtag micht auf eine Wahlre
form eingehn wolle, die Deputirten der Städte und Landge
meinden dagegen Proteſt einlegen und den König bevollmächti-
gen ſollten, ein proviſoriſches Wahlgeſetz zu erlaſſen.

2. Daß jeder 24fährige Preuße, der ein Minimum Steuer
gebe keine Almoſen empfange, nicht durch Nichterſpruch den
Ruf eines unbeſcholtenen Namens verloren habe und nicht gei
ſterſchwach ſei; daß ein ſolcher Wähler und Gewählter ſein dürfe

Drotz des oben ausgeſprochenen Tadels muß ich geſtehen,
daß die Debatte eine höchſt intereſſante war, weil ſich die Par
teien entſchieden entgegentraten und ehrenhaft mit einander
kämpften. Mögen nur Viele der Partei, welche Hr. Jacob und
Haſemann vertraten, den Muth faſſen, an der Debatte nicht blos
mit den Füßen thätigen Antheil zu nehmen, ſondern ihre Sache
auf anſtändige Weiſe vertreten, und mögen ſie ihren Gegnern
Redefertigkeit ablernen; dann wird es auch zu einer verſöhn
licheren Vereinigung kommen!

Fr. r.

Gewerbliches
Schon iſt es öſſentlich beſprochen, wie ſehr die Handwer

ker darunter leiden, daß ſie ihren Kunden ſo lange Eredit ge
ben müſſen. Jn Hamburg wirkt dieſem Uebelſtande jetzt ein
blirgerlicher Verein entgegen. Er nennt ſich „Verein zur
prompten Bezahlung der Handwerkerrechnungen
und zählt einige Hundert ſehr achtbare Namen aus den ver
ſchiedenartigſten Kreiſen der Geſellſchaft. Die Anregung zu die
ſem Vereine ward in einer der freien Zuſammenkünfte der
Geſellſchaft für ſociale und politiſche Intereſſen der Juden
gegeben. Die Unkerzeichner verpflichten ſich, es als gute Sitte
anzuerkennen und ſelbſt daran feſt zu halten, ihre ſämmtlichen
Handwerkerrechnungen ſpäteſtens innerhalb 8 Tagen oder zu
Anfang eines jeden Vierteljahres abzumachen. Es iſt übrigens
Pflicht, auf das ungemein Fördernde und Praktiſche aufmerkſam
zu machen und es zu einer Beſprechung in der Bürgerverſamm
lung zu empfehlen. Denn wenn ein Skand, der die eigentliche
Grundlage des Bürgerthums bildet, deſſen Gedeihen nicht durch
hemmende Maßregeln, aber dadurch, daß man ihn an allen Vor
theilen der fetzigen Verkehrsverhältniſſe Theil nehmen läßt, nicht
genug befördert werden kann, bis jetzt noch ſich in den großen
Nachtheil verſetzt ſteht ſpäter und unregelmäßiger ſeine Zah
lungen einzunehmen, als faſt alle übrige Stände, ſo kann Dem
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nicht raſch genug abgeholfen werden. Der Vortheil der Kun
den ſelbſt an guter und billiger Arbeit geht dabei mit dem
der Handwerker Hand in Hons Die Sache verdient
Nachahmung. Dr. C. A.

Wünſche und Hoſfnungen für Halle
Wir wünſchen, daß die Militärhandwerker nicht ferner

die bürgerliche Nahrung beeinträchtigen, daß die Militäreffekten,
wie früher, von Bürgern angefertigt werden, was beſonders
für arme Schneider und Schuhmacher ſehr vortheilhaft wäre,
daß die Militär Schwimmanſtalt, welche den abgabengebenden
Fiſchern und Halloren die Nahrung entzogen hak, wenigſtens
dahin beſchränkt werde, daß ſie nur Militärperſonen das Ba
den erlaube. Daſſelbe Hilt auch von der Strafanſtalt, ſo wie
vom Jnquiſttoriat. Wenn der Staat ſelbſt mit ſeinen Unter

thanen in Concurrenz tritt, welche ihm erſt die Mittel dazu in
die Hand geben ſo bleibt es nicht zweifelhaft, wer den Nach

theil davon trägt. J
Zur Nachricht

Sehr viele der uns eingeſandten Artikel haben für diesmal
zurückgelegt werden müſſen, da aber das Bürgerblatt fortan wöchent
lich in einem Bogen erſcheint ſo ſollen ſte recht bald zum Druck
befördert werden. Daſſelbe gilt auch von den Verſammlungen der
Stadtverordneten zu Halle (über die Mahlſteuer, die Geldanleihe,
das Hospital, welches endlich der vollen Kontrolle der St. V. V.
wie jedes andere ſtädtiſche Eigenthum, anheim gefallen iſt, u. A.)

D. R
S

Das Bürgerblatt erſcheint von jetzt ab jeden Sonn
abend ohne Erhbhung des Preiſes, welcher demnach
für Halle und unmittelbare Abnehmer bei Pränumerg
tion 7 Sgr. pro Vierteljahr bleibt.

Jm Buchhandel und bei den Poſtanſtalten beträgt der
Preis 10 Sgr. pro Vierteljahr Thlr. 12 Sgr.

pro Jahrgang)

Halle Ed. Heynemann,den 28, April 1848. Märkerſtraße 0 458.

Druck von Ed. Heynemann in Halle.
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